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Betreuungsgeld. Drei skandinavische Länder und das Bundesland Thüringen 
haben die Erfahrung gemacht, dass das Betreuungsgeld ökonomisch und bil-
dungspolitisch kontraproduktiv ist – trotzdem hat Deutschland diese Sozial-
leistung vor zwei Jahren eingeführt. Sie kostet den Steuerzahler derzeit jährlich 
900 Millionen Euro; Geld, das an anderer Stelle fehlt.

Seit August 2014 können Eltern, 
die für ihre kleinen Kinder keine 
öffentlich geförderte Betreuung in 
Anspruch nehmen, maximal 22 Mo-
nate lang einen Betrag von 150 Euro 
monatlich erhalten. Im vierten 
Quartal 2014 wurde das Betreuungs-
geld gut 386.000-mal ausgezahlt 
(Grafik Seite 2):

Gemessen an der Zahl der Kinder, 
die 2012 und 2013 geboren worden 
sind, haben Baden-Württemberg und 
Bayern mit jeweils rund 40 Prozent 
den höchsten Anteil an Empfängern 
von Betreuungsgeld – in Sachsen-
Anhalt sind es nur 4 Prozent.

Die Gegner des Betreuungsgelds 
sind vor allem der Ansicht, dass es 
bildungsferne Eltern davon abhält, 
ihre Kleinkinder in die Kita zu schi-
cken. Gerade diese Kinder aber 
könnten – wie auch die Kinder von 
Alleinerziehenden – von einem Kita-
Besuch besonders stark profitieren. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass 
das Betreuungsgeld insbesondere 
den Wiedereinstieg von Müttern in 
den Beruf hinauszögert. Damit wird 
es für diese Frauen schwerer, am 
Arbeitsmarkt wieder Fuß zu fassen, 
und sie müssen finanzielle Nachteile 
in Kauf nehmen. Denn gerade fami-
lienbedingte Auszeiten vergrößern 
die Verdienstunterschiede zwischen 
Männern und Frauen. 

Dass diese Kritikpunkte nicht aus 
der Luft gegriffen sind, zeigen Stu-
dien aus Finnland, Norwegen 

Erbschaftssteuer. Eine Reform 
dieser Steuer sollte auch das 
Bewertungsrecht einbeziehen –
die geltenden Regelungen
führen zu einer massiven Über-
bewertung der Unternehmen.	
Seite 3

Steuern. Der deutsche Staat 
dürfte kein Einnahmeproblem 
haben. Denn im internationa-
len Vergleich sind Steuern und 
Sozialabgaben in Deutschland 
relativ hoch.
Seite 4-5

Tarifverhandlungen. In 
mehreren Branchen sind 
Streiks derzeit an der Tages-
ordnung – es gab in diesem 
Jahr aber auch schon einige 
schnelle Tarifabschlüsse.	
Seite 6-7

Digitalisierung. Den
modernen Technologien,
die die Kreditinstitute 
nutzen, stehen viele
Bundesbürger noch
skeptisch gegenüber.	
Seite 8

Seit April beschäftigt sich das 
Bundesverfassungsgericht mit der 
Frage, ob das 2013 eingeführte Be-
treuungsgeld verfassungsgemäß ist. 
Die Richter müssen vor allem klä-
ren, ob der Bund für diese Sozialleis
tung überhaupt zuständig ist und ob 
sie die Gleichstellung von Mann und 
Frau negativ beeinflusst.

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Quellen: Bundeshaushalt, Jugendhilfestatistik, Verdiensterhebung

Das Betreuungsgeld
Im Bundeshaushalt sind für das Betreuungsgeld 2015 
genau 900 Millionen Euro vorgesehen.
Das entspricht ...

Prozent des Haushalts
des Bundesministeriums
für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend Prozent der Ausgaben

für die Jugendsozialarbeit
im Jahr 2013

-mal dem Jahresbruttoeinkommen
einer Erzieherin mit abgeschlossener
Berufsausbildung

12 
190

26.042

Aus Schaden wird nicht jeder klug

Ausgabe 20
14. 5. 2015
41. Jahrgang
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dürfnissen der Familien und sie rei­
chen oft nicht aus, um eine Vollzeit­
erwerbstätigkeit zu ermöglichen. 
Zudem sollte mehr in die Qualifizie­
rung des Kita- und Kindergarten­
personals investiert werden. Denn 
die Kitas und Kindergärten entwi­
ckeln sich von reinen Betreuungs- 
hin zu Bildungseinrichtungen, so­
dass die Erzieher mit ganz neuen 
Aufgaben konfrontiert werden.

Dass sich der Ausbau der Kita-
Betreuung für unter Dreijährige 
lohnt, hat das IW Köln in mehreren 
Gutachten nachgewiesen:

Für den Staat „verzinst“ sich die 
Investition in die Kindererziehung mit 
rund 8 Prozent – weil durch die stei-
gende Erwerbstätigkeit der Mütter 
und Väter die Wirtschaftsleistung und 
damit die Steuereinnahmen wachsen, 
während gleichzeitig die Sozialausga-
ben sinken.

Ausbau der Kinder- und Jugend
hilfe: Hier geht es zum Beispiel da­
rum, Familien in Konfliktsituati­
onen zu unterstützen. Dies erhöht 
die Entwicklungschancen der betrof­
fenen Kinder und Jugendlichen und 
bietet ihnen so später bessere Per­
spektiven auf dem Arbeitsmarkt.

Derzeit werden für die Jugend­
sozialarbeit 480 Millionen Euro pro 
Jahr ausgegeben, also nur etwas 
mehr als die Hälfte dessen, was das 
Betreuungsgeld kostet.

Ausbau der kommunalen Infra-
struktur für Familien: Das Betreu­
ungsgeld ist ohnehin nicht der ein­
zige Weg, Familien zu unterstützen, 
die sich für eine Kinderbetreuung zu 
Hause entscheiden. Das wäre auch 
über einen Ausbau der entspre­
chenden kommunalen Infrastruktur 
möglich. Dazu zählen Spielplätze, 
aber auch Hallenbäder und Räume 
für Krabbelgruppen oder Angebote 
wie das Eltern-Kind-Turnen.

stätte – die Besuchsquoten sind um 
jeweils gut ein Fünftel gesunken. 

Für den Steuerzahler ist das Be­
treuungsgeld teuer. Allein im Jahr 
2015 kostet es 900 Millionen Euro. 
Das entspricht immerhin 12 Prozent 
des Etats des Bundesfamilienminis­
teriums (Grafik Seite 1). Dieses Geld 
ließe sich viel sinnvoller einsetzen:

Ausbau von Kitas und Kinder
gärten: Seit August 2013 besteht für 
Kinder ab zwölf  Monaten ein 
Rechtsanspruch auf  einen Kita-
Platz. Zwar stellen die meisten Kom­
munen inzwischen genügend Plätze 
zur Verfügung, qualitativ ist bei der 
Kinderbetreuung aber noch längst 
nicht alles zum Besten bestellt.

So orientieren sich die Betreu­
ungszeiten nicht immer an den Be­

und Schweden sowie dem Bun­
desland Thüringen, das bereits seit 
dem Jahr 2006 ein „Landeserzie­
hungsgeld“ gewährt.

Die skandinavischen Länder haben 
die Erfahrung gemacht, dass vor 
allem Mütter mit geringem Einkom-
men, niedrigem Bildungsniveau und/
oder Migrationshintergrund das Be-
treuungsgeld in Anspruch nehmen. 

Für Thüringen zeigt eine Studie 
der Universität Heidelberg, dass die 
Zahl der erwerbstätigen Mütter 
zweijähriger Kinder nach der Ein­
führung des Betreuungsgelds um 
rund 20 Prozent gesunken ist. Und 
es gehen weniger Kinder von gering­
qualifizierten Eltern, Alleinerziehen­
den und Familien mit niedrigem 
Einkommen in eine Kindertages­
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Kleinkinder: Im Süden bleiben’s dahoam
Zahl der Betreuungsgeld-
empfänger im vierten
Quartal 2014

in Prozent
der Geburten
2012 und 2013

Durchschnittliche
voraussichtliche
Bezugsdauer
in Monaten

42
20

 Baden-
Württemberg

76.721

40
20

Bayern

85.683
33
18

 Rheinland-
Pfalz

20.548

30
20

Saarland

4.087

30
19

Hessen

30.574

29
20

 Nordrhein-
Westfalen

85.326

29
20

Niedersachsen

36.217

27
20

 Schleswig-
Holstein

11.693

18
20

Bremen

2.049

17
18

Hamburg

5.966

16
13

Thüringen

5.373

14
15

Sachsen

9.790

11
14

Berlin

7.369

6
17

 Mecklenburg-
Vorpommern

1.557

6
15

Brandenburg

2.191

4
17

 Sachsen-
Anhalt

1.339

29
20

Deutschland

386.483



Firmen wertvoll gerechnet

Erbschaftssteuer. Nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts muss 
der Gesetzgeber das Erbschaftssteuer-
recht reformieren. Dabei rückt die fi-
nanzielle Bewertung von Unternehmen 
in den Fokus, die die Basis für die Be-
steuerung bildet. Das derzeitige Ver-
fahren ist problematisch, weil es zu 
einer massiven Überbewertung führt.

Wer ein Sparkonto erbt, weiß ge­
nau, wie viel er bekommt. Wird ein 
Unternehmen vererbt, ist die Sache 
weitaus komplizierter. Um dessen 
Wert festzustellen, wird standardmä­
ßig das vereinfachte Ertragswertver­
fahren angewendet. Die grundle­
gende Frage dahinter lautet: Wie viel 
Geld muss am Kapitalmarkt inves­
tiert werden, damit die Erträge ge­
nauso hoch sind wie die des zu ver­
erbenden Unternehmens? Dieser 
Betrag wird dann als Unternehmens­
wert definiert und muss grundsätz­
lich versteuert werden.

Diese Vorgehensweise ist zwar im 
Ansatz plausibel. Das Ergebnis 
hängt allerdings stark von den ver­
wendeten Ausgangsdaten ab. Eine 
Kennziffer ist der vom Bundes­
finanzministerium jährlich veröffent­
lichte Basiszins, der sich aus der 
langfristig erzielbaren Rendite öf­
fentlicher Anleihen ableitet. Diese ist 
zwischen 2008 und 2015 von 4,6 auf 
1,0 Prozent gesunken. Allein da­
durch erhöht sich der Wert eines 
Unternehmens, ohne dass sich die 
Gewinne ändern (vgl. iwd 9/2015).

Hinzu kommt das höhere Risiko 
bei einer Investition in ein Familien­
unternehmen. Denn die Gewinne 
schwanken und es besteht die Gefahr 
einer Insolvenz. Wer in ein Familien­

unternehmen investiert, kann das 
Risiko auch nicht streuen wie bei 
einem Aktienfonds. Es gibt zudem 
nur einen sehr kleinen Käuferkreis. 
Und schließlich verhindern Gesell­
schaftsverträge oftmals, dass ein be­
liebiger Käufer Anteile erwerben 
darf  oder Gewinne ausgeschüttet 
werden dürfen.

All dies verringert aus Sicht eines 
Investors den Wert von Familienun­
ternehmen. Das versucht der Gesetz­
geber durch einen pauschalen Zu­
schlag von 4,5 Prozent zum Basiszins 
auch zu berücksichtigen. Dieser 
Zuschlag ist aber deutlich zu niedrig, 
um alle oben genannten Faktoren 
aufzufangen.

Das IW Köln hat daher in vier 
Simulationsrechnungen mit realisti­
scheren Basiszinssätzen und Risiko­
zuschlägen ermittelt, wie sich der 
Unternehmenswert ändert, wenn an 
einem oder mehreren Parametern 

gedreht wird. Demnach sind die Be­
triebe nach der heutigen Ermitt­
lungsmethode im Schnitt um 50 Pro­
zent zu hoch bewertet (Grafik).

Es ist deshalb dringend erforder­
lich, die Reform des Erbschaftssteuer­
gesetzes um eine Reform des Bewer­
tungsrechts zu ergänzen. Das IW 
Köln empfiehlt:

•	 Für den Basiszins sollte ein 
Durchschnittswert aus mindestens 
drei Jahren herangezogen werden, 
um Extremwerte zu vermeiden.

•	 Sinnvoller wäre es, der Gesetzge­
ber würde sich an den tatsächlich 
üblichen Eigenkapitalrenditen für 
Unternehmensinvestitionen orien­
tieren und eine Verzinsung von 8 bis 
9 Prozent in die Berechnung des 
Unternehmenswerts einstellen.

•	 Die Besonderheiten von Familien­
unternehmen sollten durch einen 
weiteren Zuschlag von 3 bis 4 Pro­
zentpunkten berücksichtigt werden.

 Seite 3 | 14. Mai 2015 | Nr. 20 | iw-dienst

©
 2

01
5 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

20

Basiszinssatz: Dieser leitet sich aus der langfristigen Rendite öffentlicher Anleihen ab; Zuschlag für Marktrisiko: Betriebliche Investitionen
sind keine risikolose Anlage wie der Kauf von Staatspapieren; Wertminderungen: Für Familienunternehmen gibt es oft nur einen kleinen
Käuferkreis, was sich in niedrigeren Kaufpreisen niederschlagen kann, auch gibt es möglicherweise Verfügungs-
beschränkungen bei Veräußerungen etc.; Unternehmenswert: Ergibt sich aus dem Kapitalisierungszinssatz,
5,49 Prozent von 95,6 Millionen Euro Unternehmenswert sind 5,25 Millionen Euro; Quelle: IW-Berechnungen

Erbschaftssteuer: Die Rechnung
Wie der Wert eines Familienunternehmens bestimmt wird oder werden sollte –
anhand einer Beispielrechnung

Gesetzeslage

7.500.000Vorsteuergewinn in Euro

IW-Vorschlag

Unternehmenswert
in Euro

7.500.000

5.250.000Jahresertrag in Euro

0,99Basiszinssatz in Prozent

5.250.000

30Pauschaler Abzug von
Ertragssteuern in Prozent

4,50Zuschlag für Marktrisiko
in Prozent

30

5,49Kapitalisierungszinssatz
in Prozent

11,70

95.628.415 44.871.795

8,70Tatsächlich notwendige
Verzinsung von Eigenkapital-
renditen für Unternehmens-
investitionen in Prozent

3,00Ergänzender Zuschlag für
Wertminderungen bei Fami-
lienunternehmen in Prozent
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Steuern in Europa
Für manche Menschen ist die Steuerbelas­
tung zu hoch, andere wiederum meinen, der 
Staat brauche noch mehr Einnahmen, damit 
er ein gutes Leistungsangebot bereitstellen 
kann. Und bei alldem soll der Staat für soziale 
Gerechtigkeit sorgen, indem er die Leistungs­
fähigen stärker an der Finanzierung staat­

Wer über den nationalen Tellerrand hinaus­
blickt, stellt schnell fest, dass der deutsche 
Staat kein Einnahmeproblem haben dürfte. 
Einem Durchschnittsverdiener wird die Hälfte 
seines erwirtschafteten Einkommens – inklu­
sive Arbeitgeberanteil – für Lohnsteuer und 
Sozialversicherung abgezogen. Besserver-

licher Aufgaben beteiligt und die weniger 
Leistungsfähigen über Transferzahlungen 
unterstützt. Nicht zuletzt muss die Frage er­
laubt sein, ob ein Land nicht zu sehr an der 
Abgabenschraube dreht und am Ende mehr 
Geld für Soziales ausgibt als für Investitionen 
in die Zukunft.
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Quelle: OECD

Abgabenbelastung in Europa
Von je 100 Euro Arbeitskosten, die bei den Unternehmen anfallen, 
mussten im Jahr 2014 für einen ledigen Durchschnittsverdiener so viel Euro 
an Einkommenssteuer und Sozialabgaben abgeführt werden 

Österreich

Deutschland

Frankreich

Italien

Tschechien

Spanien

Griechenland

Dänemark

Niederlande

Vereinigtes Königreich

Irland

Lohnsteuer

12,8 36,6 49,4
16,0 33,3 49,3

10,6 37,9

16,7 31,5

9,1 33,6

12,8 27,9

7,1 33,3

35,6 2,8

14,6 23,1

13,0 18,1

14,9 13,3

48,4
48,2

42,6
40,7
40,4

38,4
37,7

31,1
28,2

Sozialversicherungsbeiträge
(einschließlich Arbeitgeberbeiträge)
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Stand: 2013; Transfers: zum Beispiel Leistungen der Sozialversicherungen 
oder Kindergeld; Quelle: EU-Kommission

Einkommensverteilung in Europa
Der Gini-Koeffizient nimmt einen Wert zwischen 0 und 1 an. Ein Wert von 0 
bedeutet, dass alle das gleiche Einkommen zur Verfügung haben. Ein Wert von 1 
würde bedeuten, dass jemand über das gesamte Einkommen verfügt. 
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Gini-Koeffizient nach TransfersGini-Koeffizient vor Transfers
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0,34

0,62

0,30

0,56

0,30

0,55

0,30

0,55

0,28

0,53

0,30

0,50

0,34

0,49

0,33

0,49

0,27

0,47

0,25

0,45

0,25

0,44

Stand: 2013, Niederlande 2010
Ursprungsdaten: OECD 

Investitionen und
Abgaben in Europa
in Prozent
des Bruttoinlands-
produkts

Bruttoanlage-
investitionen
Steuern und
Sozialabgaben
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Tschechien

34,1
26,2

 Griechen-
land

33,5

11,2

 Nieder-
lande

36,1

19,5

Irland

28,3

16,2

Spanien

32,6

19,0

Italien

42,6

18,0

Dänemark

48,6

18,6

Vereinigtes
Königreich

32,9

17,5

Frankreich

45,0

22,7

 Öster-
reich

42,5

22,8

 Deutsch-
land

36,7

20,3
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Einkommenssteuer: jeweiliger Höchstsatz einschließlich aller 
Zuschläge; Stand: 2013; Mineralölsteuer: Stand April 2015 Quellen: Bundesministerium der Finanzen, EU-Kommission

Steuersätze
in Europa Einkommenssteuer

Frankreich
Spanien
Niederlande
Dänemark
Österreich
Irland
Italien
Deutschland
Vereinigtes Königreich
Griechenland
Tschechien

54,6
52,0
52,0
51,7
50,0
48,0
47,6
47,5
45,0
42,0
22,0

36,10
30,00
25,00
25,00
25,00
12,50
27,50
15,83
23,75
26,00
19,00

19,6
21,0
21,0
25,0
20,0
23,0
22,0
19,0
20,0
23,0
21,0

631
425
766
613
482
587
728
655
719
670
466

481
331
482
419
397
478
617
470
719
330
398

Körperschafts-
steuer (Regelsatz)

Mehrwertsteuer
Mineralölsteuer

Euro Super
bleifrei

in Prozent in Prozent in Prozent Euro je 1.000 Liter

Diesel
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diener zahlen wegen der Steuerprogression 
noch erheblich mehr. Deutschland greift da-
mit auch vergleichsweise stark in die Einkom-
mensverteilung ein.
Den hohen Steuern und Sozialabgaben ste-
hen wiederum beachtliche staatliche Trans-
fers gegenüber. Sie sorgen letztlich dafür, dass 

die Gesellschaft weniger auseinanderdriftet. 
Griechenland, dem immer wieder eine große 
Kluft zwischen Arm und Reich vorgeworfen 
wird, gehört in Sachen staatliche Transfers 
ebenfalls zu den europäischen Ländern mit 
einer eher egalitären Verteilung der Einkom-
men – sofern die griechische Statistik stimmt.

Ein Zusammenhang zwischen Abgabenquote 
und Investitionen lässt sich im internationa-
len Vergleich auf den ersten Blick nirgendwo 
herstellen. Allerdings ist unverkennbar, dass 
der deutsche Staat einen Großteil seiner Ein-
nahmen für soziale Zwecke verwendet – und 
eben nicht für Investitionen.

Stand: 2013, Niederlande 2010
Ursprungsdaten: OECD 

Investitionen und
Abgaben in Europa
in Prozent
des Bruttoinlands-
produkts

Bruttoanlage-
investitionen
Steuern und
Sozialabgaben
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Tschechien

34,1
26,2

 Griechen-
land

33,5

11,2

 Nieder-
lande

36,1

19,5

Irland

28,3

16,2

Spanien

32,6

19,0

Italien

42,6

18,0

Dänemark

48,6

18,6

Vereinigtes
Königreich

32,9

17,5

Frankreich

45,0

22,7

 Öster-
reich

42,5

22,8

 Deutsch-
land

36,7

20,3
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Einkommenssteuer: jeweiliger Höchstsatz einschließlich aller 
Zuschläge; Stand: 2013; Mineralölsteuer: Stand April 2015 Quellen: Bundesministerium der Finanzen, EU-Kommission

Steuersätze
in Europa Einkommenssteuer

Frankreich
Spanien
Niederlande
Dänemark
Österreich
Irland
Italien
Deutschland
Vereinigtes Königreich
Griechenland
Tschechien

54,6
52,0
52,0
51,7
50,0
48,0
47,6
47,5
45,0
42,0
22,0

36,10
30,00
25,00
25,00
25,00
12,50
27,50
15,83
23,75
26,00
19,00

19,6
21,0
21,0
25,0
20,0
23,0
22,0
19,0
20,0
23,0
21,0

631
425
766
613
482
587
728
655
719
670
466

481
331
482
419
397
478
617
470
719
330
398

Körperschafts-
steuer (Regelsatz)

Mehrwertsteuer
Mineralölsteuer

Euro Super
bleifrei

in Prozent in Prozent in Prozent Euro je 1.000 Liter

Diesel
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Stand: 2013; Soziale Sicherung:
zum Beispiel Rentenversicherung,
Arbeitslosenversicherung
Quelle: Statistisches Bundesamt

Ausgaben des
deutschen
Staates
in Milliarden Euro davon für:

Insgesamt1.245

Soziale Sicherung

Wohnungswesen,
kommunale

Einrichtungen

Umweltschutz

Verteidigung

Öffentliche Ordnung
und Sicherheit

Wirtschaftliche
Angelegenheiten

Bildungswesen

Allgemeine öffentliche
Verwaltung

Gesundheitswesen

Freizeitgestaltung, Sport,
Kultur, Religion

531

197

178

121

94
44
30
11

23
16
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2015: Amtliche Steuerschätzung vom

November 2014; Quelle: Bundesminis-

terium der Finanzen

Steueraufkommen in Deutschland

im Jahr 2015 in Milliarden Euro

darunter:

Steuereinnahmen

insgesamt
660,2

Lohnsteuer und veranlagte Einkommenssteuer 223,0

Umsatzsteuer

210,0

Gewerbesteuer

44,6

Energiesteuer

39,8

Körperschaftssteuer

20,2

Kapitalertragssteuer

15,7

Tabaksteuer

14,1

Grundsteuer

13,1

Versicherungssteuer

12,5

Kfz-Steuer

8,4

Abgeltungssteuer und Zins- und Veräußerungserträge 7,9

Stromsteuer

6,9

Zölle

4,6

Branntweinsteuer

2,0

Biersteuer

0,7

Kaffeesteuer

1,0
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Das ist eine Riesenhürde in der 
Tarifrunde. Denn die Bahn möchte 
– unabhängig von der Gewerk­
schaftszugehörigkeit – für alle Mit­
arbeiter einer Berufsgruppe iden­
tische Abschlüsse erreichen, um 
Neid und Unfrieden im Unterneh­
men zu verhindern.

Solche organisatorischen Kon­
flikte sollen künftig durch das ge­
plante Tarifeinheitsgesetz vermieden 
werden. Für den Fall, dass Gewerk­
schaften nicht miteinander koope­
rieren, hätte dann der Abschluss 
derjenigen Gewerkschaft mit den 
meisten Mitgliedern im jeweiligen 
Unternehmen Vorfahrt.

•	 Post. Die Gewerkschaft ver.di for­
dert eine Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit um 2,5 auf 36 Stunden 
bei vollem Lohnausgleich. Dies ist 
eine Reaktion darauf, dass die Post 
die Paketzustellung in neue Regio­
nalgesellschaften mit niedrigeren 
Tarifstandards ausgegliedert hat. 
Damit erinnert der Konflikt an die 
Auseinandersetzungen bei der Deut­
schen Telekom im Jahr 2007, als 
ebenfalls bestimmte Serviceleis­
tungen ausgelagert werden sollten, 
zum Beispiel die von Callcentern. 
Ein Kompromiss kam erst zustande, 
nachdem laut ver.di fast eine halbe 
Million Arbeitstage durch Streiks 
verloren gegangen waren.

•	 Kitas. Hier will ver.di durchset­
zen, dass die Erzieherinnen und Er­
zieher in höhere Tarifgruppen einge­
stuft werden und somit in Zukunft 
etwa 10 Prozent mehr verdienen. 
Derzeit liegen ihre Einkommen laut 
Tarifvertrag zwischen 2.590 und 
3.750 Euro brutto im Monat. Nach 
einer Urabstimmung hat ver.di vor 

formell zwar „nur“ über höhere 
Löhne und kürzere Arbeitszeiten. 
Das Hauptproblem in der aktuellen 
Auseinandersetzung ist jedoch ein 
anderes:

Die konkurrierenden Gewerk-
schaften GDL und EVG wollen nicht 
zusammen am Verhandlungstisch sit-
zen. Sie weigern sich auch, ihre Que-
relen über den jeweiligen Zuständig-
keitsbereich bilateral zu klären.

Tarifverhandlungen. Gestrichene Zugverbindungen, abgesagte Flüge, leere 
Briefkästen und verschlossene Kitas: Die Bundesbürger müssen derzeit so ei-
niges ertragen, weil die Tarifstreitigkeiten bei der Deutschen Bahn, der Luft-
hansa, der Post sowie im Sozial- und Erziehungsdienst nicht enden wollen.

In Deutschland wird in diesen 
Tagen so viel gestreikt, dass man 
schon mal den Überblick darüber 
verlieren kann, worum es im Einzel­
nen überhaupt geht:

•	 Bahn. Acht Streikrunden und 
noch immer kein Durchbruch: Die 
Deutsche Bahn verhandelt mit der 
Gewerkschaft Deutscher Lokomo­
tivführer (GDL) und der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) 
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Einmalzahlung 150 Euro für 
Januar bis März 2015; 
3,4 Prozent ab April 2015; 
Laufzeit: 15 Monate

Tarifvertrag zum flexiblen 
Übergang in die Rente; 
Tarifvertrag Bildung mit 
regional differenzierten 
Regelungen

Stand: April 2015
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Tarifabschlüsse 2015

Vereinbarungen 
zum Entgelt

Sonstiges

Metall- und 
Elektro-Industrie 
(zuständige 
Gewerkschaft: 
IG Metall)

Chemische 
Industrie 
(IG Bergbau, 
Chemie, Energie)

Öffentlicher 
Dienst der 
Länder (ver.di)

Kommunale 
Krankenhäuser/
Ärzte (Marburger 
Bund)

Universitäts-
kliniken/Ärzte 
(Marburger Bund)

Nach Nullmonat 2,8 Prozent 
ab April/Mai/Juni 2015 
(regional unterschiedlich); 
Laufzeit: 17 Monate

Aufstockung des Demografie-
fonds von 338 Euro je 
Beschäftigten und Jahr auf 
550 Euro 2016 und auf 750 Euro 
2017; Öffnungsklausel bei 
besonderen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten

2,1 Prozent ab März 2015, 
weitere 2,3 Prozent ab 
März 2016 (mindestens 
75 Euro); Laufzeit: 24 Monate

Erhöhung der Arbeitnehmer-
beiträge zur betrieblichen 
Altersversorgung

2,2 Prozent rückwirkend 
ab Dezember 2014, weitere 
1,9 Prozent ab Dezember 2015; 
Laufzeit: 21 Monate

Höhere Entgelte für 
Bereitschaftsdienste

2,2 Prozent ab April 2015, 
weitere 2,2 Prozent ab 
April 2016; Laufzeit: 24 Monate

Höhere Zuschläge für 
Samstagsarbeit

Zähes Ringen in vielen Branchen



sätzlichen Erhöhung der Entgelte 
um 0,9 Prozent. Betriebe, die in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten ste-
cken, können die Fondsbeiträge al-
lerdings bis auf 350 Euro absenken.

Verglichen mit diesen Industrie-
bereichen fallen die Lohnzuwächse 
im öffentlichen Dienst deutlich ge-
ringer aus. Das ist jedoch nichts 
Ungewöhnliches (Grafik):

Seit 2005 sind die Tariflöhne in der 
Metall- und Elektro-Industrie und in 
der Chemiebranche mit 28 bezie-
hungsweise 26 Prozent stärker gestie-
gen als im öffentlichen Dienst, der auf 
ein Plus von 21 Prozent kam.

Die größere Lohndynamik im 
Verarbeitenden Gewerbe ist alles 
andere als willkürlich, sondern 
durchaus ökonomisch begründet – 
unter anderem durch das im Ver-
gleich zum Dienstleistungssektor 
höhere Produktivitätswachstum.

den regional unterschiedliche Rege-
lungen zur Weiterbildung verein-
bart. In Baden-Württemberg zum 
Beispiel wird der bereits bestehende 
Anspruch auf Teilzeit für persön-
liche Weiterbildung auf bis zu sieben 
Jahre ausgeweitet. In Nordrhein-
Westfalen dagegen kann ein Be-
triebsrat die Weiterbildungswünsche 
der Belegschaft sammeln und mit 
dem Arbeitgeber besprechen. Ein 
Anspruch auf Weiterbildung besteht 
allerdings nicht.

In der Chemie gibt es nicht nur 
mehr Geld, sondern auch zusätzliche 
Mittel für den Demografiefonds. 
Dieser dient beispielsweise dazu, 
Langzeitkonten, eine betriebliche 
Altersvorsorge oder eine Altersteil-
zeit zu finanzieren. Die Aufstockung 
des Fonds – je Mitarbeiter zahlen die 
Betriebe künftig statt 338 Euro bis 
zu 750 Euro – entspricht einer zu-

kurzem zum unbefristeten Arbeits-
kampf aufgerufen. Vergleichbares 
gab es bereits im Jahr 2009, als ins-
gesamt 33.000 Arbeitstage in diesem 
Bereich ausfielen.

•	 Handel. Die ersten Verhandlungs-
runden über die von ver.di geforderte 
Lohnerhöhung von 5,5 Prozent sind 
gelaufen – das Ende aber ist noch 
offen. Während im Groß- und Au-
ßenhandel meist ohne viel Aufsehen 
ein Abschluss erzielt wird, hat es im 
Einzelhandel seit dem Jahr 2000 
schon fünf  unbefristete Arbeits-
kämpfe gegeben.

Schaut man sich die Tarifkon-
flikte der vergangenen Jahre genauer 
an, dann fällt auf, dass sie gerade 
dort eskalieren, wo entweder Spar-
tengewerkschaften – wie bei Bahn 
und Lufthansa – oder ver.di mitmi-
schen. Die große Dienstleistungsge-
werkschaft nutzt Streiks ganz offen, 
um Mitglieder anzuwerben – nach 
dem Motto „Organisieren am Kon-
flikt“. Eine IW-Auswertung verdeut-
licht die Folgen:

Von allen seit 2005 durch Streiks 
verursachten bundesweiten Ausfallta-
gen gehen 71 Prozent auf das Konto 
von ver.di – die IG Metall war dage-
gen nur für 17 Prozent der Ausfall-
tage verantwortlich.

Dass sich Gewerkschaften und 
Arbeitgeber auch ohne monate-
langes, von Streiks begleitetes Tau-
ziehen einigen können, zeigt ein 
Blick auf die 2015 bereits erzielten 
Tarifabschlüsse (Tableau Seite 6).

Den Anfang machten Ende Fe-
bruar die Sozialpartner in der Me-
tall- und Elektro-Industrie. Neben 
einem Lohnplus von 3,4 Prozent bei 
einer Laufzeit von 15 Monaten wur-

Seite 7 | 14. Mai 2015 | Nr. 20 | iw-dienst

©
 2

01
5 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

20

100

105

110

115

120

125

130

100

105

110

115

120

125

130

2005 2007 2009 2011 2014 2005 2007 2009 2011 2014

Ursprungsdaten: Deutsche Bundesbank

Tariflöhne: In der Industrie am stärksten gestiegen
Tarifverdienste je Stunde einschließlich Jahressonderzahlungen wie Weihnachts- und Urlaubsgeld 
sowie vermögenswirksamer Leistungen, 2005 = 100

Metall- und 
Elektro-Industrie

Chemische Industrie

Öffentlicher Dienst Einzelhandel

128,0
126,2

121,4
119,6



Bankgeschäfte gehen online

Digitalisierung. Nicht nur Kreditinsti-
tute nutzen heute digitale Technolo-
gien, auch branchenfremde Neulinge, 
sogenannte Fintechs. Sie ermöglichen 
Kunden beispielsweise das Bezahlen 
per Smartphone. Viele Bundesbürger 
stehen den modernen Techniken aller-
dings noch skeptisch gegenüber.

Früher ging man in die Filiale, um 
die Zinsen ins Sparbuch nachtragen 
zu lassen oder Überweisungen abzu-
geben. Heute kann man all das be-
quem per Internet erledigen – und 
noch viel mehr: Onlinebezahldienste 
wie PayPal oder Google Wallet ma-
chen es leicht, vom PC oder Smart-
phone aus praktisch auf der ganzen 
Welt einzukaufen.

Die Firmen, die hinter diesen Be-
zahldiensten stecken, sind allerdings 
keine klassischen Kreditinstitute, 
sondern sogenannte Fintechs – das 
Kürzel steht für moderne Finanz-
technologien. Um ihre Dienste in 
Deutschland gewerblich anzubieten, 

benötigen die Fintechs eine Erlaub-
nis der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht.

Diese Genehmigungen werden 
nur für den Einzelfall und die kon-
krete Geschäftsidee erteilt und sind 
mit hohen Auflagen versehen: So 
muss sichergestellt sein, dass der 
Anbieter keine Geldwäsche betreibt, 
seine IT sicher ist und genügend 
Eigenkapital vorhanden ist.

Aufgrund vergleichsweise hoher 
regulatorischer Hürden sind Fin-
techs keine direkte Konkurrenz für 
Banken und Sparkassen. Trotzdem 
tun die klassischen Kreditinstitute 
gut daran, in die neuen Technologien 
zu investieren – indem sie entweder 
selbst digitale Lösungen entwickeln 
oder strategische Allianzen mit Fin-
techs eingehen und so von deren 
Innovationen profitieren.

Tatsächlich ist die Nutzung sol-
cher innovativen Angebote in 
Deutschland noch wenig verbreitet. 
Viele Menschen schrecken selbst vor 
dem Onlinebanking zurück (Grafik):

Gerade mal die Hälfte der Bundes-
bürger nutzt die Möglichkeit, Bank-
geschäfte online zu erledigen.

In den skandinavischen Ländern 
betreiben mehr als 80 Prozent der 
Erwachsenen Onlinebanking, im 
EU-Durchschnitt sind es 44 Prozent.

Ein Grund für die Zurückhaltung 
der Verbraucher dürfte das mangeln-
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Stand: 2014; Bevölkerung: 
zwischen 16 und 74 Jahren; 
Quelle: Europäische Kommission

Onlinebanking: Mal mehr,
mal weniger Vertrauen
in das Internet
So viel Prozent der Bevölkerung haben
in den vergangenen drei Monaten
Bankgeschäfte online erledigt

Finnland 85,6

Dänemark 84,3

Niederlande 83,4

Schweden 81,7

Belgien 61,2

Frankreich 57,6
Vereinigtes
Königreich 56,8

Deutschland 48,8

Irland 48,1

Österreich 48,0

Spanien 37,4

Polen 32,6

Italien 26,1

Portugal 25,3

Griechenland 13,1

de Vertrauen in die Datensicherheit 
sein. Tatsächlich stammt die aktuelle 
europäische Datenschutzrichtlinie 
aus dem Jahr 1995 und ist somit 
hoffnungslos veraltet. Eine von der 
EU-Kommission vorgeschlagene 
Reform dürfte frühestens 2017 in 
Kraft treten.

Für die Fintech-Unternehmen ist 
dies eine schlechte Nachricht. Denn 
solange Verbraucher Sorge um ihre 
Daten haben, werden sie um digitale 
Finanzdienstleistungen weiterhin 
einen großen Bogen machen.


